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Vorzeitiger Scheidungsantrag - Verfahren und sachliche Folgen
von Dr. Peter Finger, Privatdozent, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Familienrecht, Frankfurt/M

I. Einleitung

Auch bei Einverständnis der Gatten und gemeinsamer Scheidungsabsicht kann gerichtl. Entscheidung wie beantragt erst nach Ablauf des in § 1566 Abs. 1 BGB vorausgesetzten Trennungsjahres erfolgen und Scheidungsbeschluss ergehen. Ob so nun wirklich nachweisbar und häufig genug, um die Einschränkung zu rechtfertigen, Ehen erhalten und Beteiligte vor den Folgen ihrer eigenen Entscheidung oder den übereilten Entschlüssen des anderen geschützt werden, ist aber eher zweifelhaft, weil beide durchgängig erst nach langen, meist heftigen und zermürbenden Auseinandersetzungen und ebenso häufigen, fehlgeschlagenen Versuchen, einen Neubeginn zu finden, ihre Trennung - mühsam genug - durchsetzen und nun auch einen rechtlichen Abschluss wollen, ohne noch zur Rückkehr bereit zu sein und die Lebensgemeinschaft wieder aufzunehmen bzw. fortzusetzen. Zu selten nutzen sie Hilfsangebote, von denen sie allerdings oft nichts wissen (und die sie manchmal eher abwerten, wenn sie sie kennen). Unter den Voraussetzungen aus § 1565 Abs. 2 BGB ist die Scheidung zwar vor Ablauf der üblichen Frist möglich, doch sind die Zugangsbarrieren zu dieser Vorschrift hoch
 (.."kann die Ehe nur geschieden werden, wenn die Fortsetzung der Ehe für den Antragsteller aus Gründen, die in der Person des anderen Ehegatten liegen, eine unzumutbare Härte darstellen würde"). Notwendig ist nämlich, Anlass und Voraussetzungen für das Zerbrechen der Ehe, die so in ihrem Fortbestand für den verletzten Teil nicht mehr zumutbar ist und die er deshalb beenden möchte, gerade dem anderen zuzuordnen und ihn verantwortlich machen zu können. Aus den früheren Diskussionen um "Scheidungsschuld" und ihre Ersetzung durch (obj.) Gesichtspunkte der Zerrüttung wissen wir noch gut, wie schwer das ist und wie zufällig die Ergebnisse ausfallen, wenn aus einer langen Kette miteinander verschränkter Ereignisse einzelne herausgegriffen, für sich bewertet und dann als entscheidend angesehen werden sollen. Zudem versperrt die besondere Ausrichtung von § 1565 Abs. 2 BGB, die die Bestimmung seit ihrer Einführung 1977 in nahezu allgemeiner Einhelligkeit gefunden hat, Auswege, die die Partner entlasten könnten, weil die erforderlichen Maßstäbe für Zumutbarkeiten und Unzumutbarkeiten des weiteren Zusammenlebens nicht allein aus den persönlichen Verhältnissen der Gatten entwickelt, sondern gerade auf die Rechtseinrichtung Ehe selbst bezogen werden, Fortbestand der Ehe dem Bande nach, so dass nicht maßgeblich ist, wie die Verhältnisse gerade dieser Beteiligten sind, sondern ob sie als Eheleute in dieser Form (rechtlich) gebunden bleiben können.
/
 Eheaufhebung kann ohne besondere Fristen beantragt und gerichtl. ausgesprochen werden. Trotz aller (vermeintlicher oder tatsächlicher) Vorteile für die Parteien, die sie bringt, sind die Voraussetzungen im Einzelnen schwer zu erfüllen, vgl. insbesondere § 1314 Abs. 1 Nr. 5 BGB (Scheinehe), unten II. 6; gelingt dies doch einmal, sind die weiteren Folgen hässlich und besonders belastend.
 Manches ist allerdings von vornherein und ohnehin prosaischer. Eheleute feilschen um ihre Trennung aus steuerlichen Gründen, gemeinsame steuerliche Veranlagung, oder wollen sich Vorteile beim güterrechtl. Ausgleich verschaffen, indem sie die Zustellung des Scheidungsantrags möglichst zeitnah veranlassen, um künftigen Vermögenserwerb für sich allein in Anspruch nehmen zu können,
 oder bei der Verteilung im Versorgungsausgleich dem anderen Rentenanwartschaften vorenthalten, die sie bis zum "üblichen" Ablauf des Trennungsjahres sonst noch erwirtschaften würden (und umgekehrt, denn auch für den Antragsgegner ist die weitere Verzögerung des Verfahrens oft mit besonderen Vorteilen verbunden, die er hartnäckig für sich in Anspruch nehmen möchte, etwa wegen seiner besseren Unterhaltsausstattung während der Trennungszeit).
Dr. M. erwartet für ein von ihm betriebenes Elektrounternehmen nach dem beabsichtigten Börsengang wegen der dann notwendigen Neubewertung hohe "Gewinne". Von seiner Frau Alexandra will er sich scheiden lassen. Wann sich beide im ehelichen Haus getrennt haben, ist nicht eindeutig, weil sie ihr Leben zwar im Wesentlichen selbständig führen, aber wie dies so oft geschieht Gemeinsamkeiten beibehalten haben. Herr Dr. M. unterhält seit neun Monaten ein Liebesverhältnis zu einer anderen Frau, von dem Frau M. seit etwa sechs Wochen weiß. Beide Eheleute schlafen seit 2 1/2 Jahren in getrennten Zimmern. Frau M. kauft zwar weiterhin für die Familie ein, aber die wesentlichen Arbeiten erledigen Hausangestellte, die im Verfahren bei Gericht als Zeugen für die Trennung benannt sind. Herr M. ist beruflich stark beschäftigt und deshalb häufig auf Reisen. Seit drei Monaten nächtigt er mehr oder weniger regelmäßig bei seiner Freundin. Vor allem im Interesse der Kinder Steffi, neun Jahre alt, und Elisabeth, sieben Jahre alt, bemühen sich die Gatten aber immer noch um ein gewisses Maß an "familiärer Verbundenheit". Nun hat sich auch Frau M. einem anderen Partner zugewandt. Herr Dr. M. erteilt RA F. den Auftrag, "so schnell wie möglich" Scheidungsantrag einzureichen, damit nicht der - aus seiner Sicht absehbare - höhere Wert des Unternehmens zum späteren, "richtigen" Zeitpunkt beim Ausgleich des ehelichen Zugewinns angesetzt wird, denn die Parteien haben keinen Ehevertrag. Seine Frau, so sagt Herr Dr. M., werde sich heftig widersetzen, und das tut sie dann auch.

II. Verfahren

1. Schlüssiger Sachvortrag zu den Scheidungsvoraussetzungen, § 139 Abs. 2 Satz 2 ZPO; gerichtliche Terminierung

Nach Eingang des Scheidungsantrags hat das Gericht unverzüglich Kostenvorschüsse einzufordern und dann die Zustellung an den Antragsgegner zu bewirken. Damit sind die Abrechnungsdaten für Zugewinn, dazu § 1384 BGB,
 und Versorgungsausgleich
 festgelegt. Aber auch für Unterhaltsansprüche nach Rechtskraft des Scheidungsbeschlusses kann die Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages entscheidend werden, vgl. etwa § 1579 Nr. 1 BGB (kurze Dauer der Ehe),
 und § 1570 BGB, denn nur bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres eines Kindes kann der betreuende Elternteil ohne weitere Nachweise Unterhalt fordern.

2. Versorgungsausgleich, § 3 Abs. 1 Satz 1 VersAusglG

 Zu den Scheidungsvoraussetzungen muss der Antragsteller in seiner Antragschrift schlüssig vortragen, also die Ehezerrüttung ebenso schildern wie die Tatsachen, auf die er sich für sie stützt, und seinen eigenen Entschluss erläutern, die Lebensgemeinschaft mit dem anderen Teil nicht fortsetzen zu wollen. Wegen §§ 1565 Abs. 1, 1566 Abs. 1/2 BGB muss er sich auch zum Trennungszeitpunkt äußern, denn wenn weniger als drei Jahre verstrichen sind, ist das Einverständnis des anderen Gatten zur Scheidung erforderlich, § 1566 Abs. 1 BGB, falls nicht § 1565 Abs. 1 BGB (allg. Grundtatbestand) eingreift; § 1566 Abs. 1 BGB gilt aber auch insoweit (Trennungszeit: ein Jahr). Jedenfalls darf das Gericht von sich aus keine eigenen Ermittlungen anstellen.
 Bleibt die Trennung unklar oder sind die Angaben des Antragstellers eher vage ("die Parteien leben seit mindestens einem Jahr voneinander getrennt, insbes. in der Ehewohnung"), ist den Parteien vielmehr unverzüglich aufzugeben, die eigenen Ausführungen zu ergänzen, § 139 Abs. 1 Satz 2 ZPO, ohne dass der Antragsgegner überhaupt auf die Mängel der Antragschrift eingehen müsste. Ergeben sich dagegen erst aus seinem Vorbringen ernst zu nehmende Zweifel am Ablauf des Trennungsjahres, etwa weil er sich "substantiiert" zum weiteren Zusammenleben in der Ehewohnung äußert, hat das Gericht den Antragsteller zur Stellungnahme aufzufordern und umgehend mündliche Verhandlung anzuberaumen, um die Dinge zu klären, Parteivernehmung - falls beantragt - anzuordnen und Zeugen zu laden und zu hören, wenn Zeugen benannt sind.
 Unzulässig und (grob) fehlerhaft ist jedenfalls, die Sache weiter zu verzögern, die Akten nicht zu bearbeiten oder zunächst wegzulegen, vielleicht gerade in der Absicht, die notwendigen Fristen verstreichen zu lassen, § 1566 Abs. 1 BGB, um dann passend einen einfachen Abschluss zu finden, bzw. erst umständliche und zeitraubende Auskünfte zum Versorgungsausgleich einzuholen. So können nämlich für den anderen Teil erhebliche Nachteile und Verkürzungen eintreten,
 der deshalb ein "Recht" darauf hat, dass ihn das angerufene Gericht schützt und vor Verlusten bewahrt, die ihm bei ordnungsgemäßer Erledigung der Sache nicht entstehen könnten. Für den vorzeitig gestellten Scheidungsantrag kann auch keine "Verfahrenskostenhilfe" bewilligt werden, wenn der Antragsteller nicht ausreichend zu § 1565 Abs. 2 BGB vorträgt und die Voraussetzungen dieser Bestimmung zumindest aus seiner Sicht nachvollziehbar schildert; seine Rechtsverfolgung verspricht keine Aussicht auf Erfolg und erscheint  mutwillig.
 Auch die Aussetzung des Verfahrens etwa mit dem Ziel, den Eheleuten zunächst die Möglichkeit zu geben, sich zu versöhnen, um wieder zueinander zu finden und die Ehe fortzusetzen, vgl. dazu § 136 Abs. 1 FamFG, kommt nicht in Betracht; denn scheitert der Versuch, trägt die Ausfälle allein der Antragsgegner, der sich nicht mehr wehren kann.
/

3. Antrag und Gegenantrag − § 1565 Abs. 2 BGB

Haben beide Eheleute Scheidung ihrer Ehe nach § 1565 Abs. 2 BGB beantragt, ist aber nur einer dieser Anträge aus Sicht des FamG begründet, ist die Scheidung auszusprechen; der unbegründete Antrag ist dagegen zurückzuweisen.

4. Rücknahme des eigenen Antrags - Gegenantrag

Nach § 279 Abs. 1 ZPO kann der Antragsteller seinen Scheidungsantrag bis zum Beginn der mündlichen Verhandlung zurücknehmen, zur Zustimmung zur Rücknahme danach vgl. § 134 Abs. 1 FamFG (sie kann die Partei selbst und ohne Anwalt zur Niederschrift der Geschäftsstelle erklären). Deshalb ist häufig wichtig, eigenen Scheidungsantrag zu stellen, um dem Gegner diese Befugnisse zu nehmen, weil jeder Antragsteller über den Lauf des von ihm eingeleiteten Verfahrens allein bestimmt.

Während des weiteren Verfahrens ergab sich, dass die Vorstellungen von Dr. M. über die Wertentwicklung seines Unternehmens (wahrscheinlich von vornherein eher seinen Wünschen entsprachen, nicht der Wirklichkeit, sich aber) nun als unrealistisch erwiesen. Nach Zustellung des Scheidungsantrages haben sich die Dinge nicht so entwickelt, wie er das gehofft hat, so dass für ihn "besser" gewesen wäre, den Antrag zurückzunehmen, und zu einer neuen und angepassten Bewertung zu kommen. Diesen Weg versperrt ihm der Scheidungsantrag seiner Frau, falls sie ihn rechtzeitig gestellt hat, denn haben sich Antrag und Gegenantrag einmal - verfahrensrechtlich zulässig - gegenübergestanden, bleiben die früher festgelegten Abrechnungsdaten auch nach der Rücknahme des anderen Antrags als maßgeblich erhalten.

5. Beschwerde

Gibt das Amtsgericht dem Scheidungsantrag vor Ablauf des Trennungsjahres statt, und vorstellbar ist eine solche Entscheidung nur, wenn aus seiner Sicht der Sachvortrag des Antragstellers zu § 1565 Abs. 2 BGB begründet erscheint, kann sich der Antragsgegner mit der Beschwerde zur Wehr setzen, selbst wenn er auch geschieden werden möchte, aber eben nicht so und zu dieser Zeit. Jedenfalls ist er in der notwendigen Form beschwert. Wird der Antrag abgewiesen, kann der Antragsteller Beschwerde einlegen, die aber zurückzuweisen ist, wenn er nicht beim OLG nachträglich und noch zulässig neue Tatsachen vorbringt, die eine vorzeitige Ehescheidung aus § 1565 Abs. 2 BGB stützen könnten, vgl. dazu § 115 FamFG, oder (wiederum) inzwischen ein Jahr seit der Trennung der Parteien verstrichen ist. Doch ist seine Beschwerde nur zulässig, wenn sie Rechtsverletzungen durch die erstinstanzliche Entscheidung rügt und rügen kann, zu Einzelheiten § 520 Abs. 3 Nr. 1 und 2 ZPO. Deshalb ist erforderlich, schon vor dem FamG ausführlich zu § 1565 Abs. 2 BGB vorzutragen und sich nicht mit allgem. Bemerkungen zur "Trennungssituation" aufzuhalten, etwa in der Hoffnung, die Dinge würden sich im Verlauf erledigen, so dass die bisherigen zeitlichen Sperren nicht weiter ein Hindernis bilden, denn nur so steht der Weg zum OLG offen, wenn sich der Antragsteller in erster Instanz nicht durchsetzen konnte, und nun im Rechtsmittelzug geltend machen will, der amtsgerichtliche Beschluss sei rechtlich fehlerhaft und daher in der Sache aufzuheben. Droht (immer noch) Ablauf des Trennungsjahres, ist wie beim FamG darauf zu achten, dass rechtzeitig terminiert wird und nicht "einfach" vollendete Tatsachen entstehen. Sonst ist dem Scheidungsantrag aber ohne weiteres stattzugeben und nicht erst § 1565 Abs. 2 BGB im Einzelnen zu prüfen, selbst wenn sich der Eindruck aufdrängen sollte, dass sich der Antragsteller alle Mühe gegeben hat, um sich mit unvollständiger oder geschönter Sachdarstellung ungerechtfertigte wirtschaftliche Vorteile zu verschaffen,
 etwa beim Unterhalt, beim Zugewinn oder beim Versorgungsausgleich, zur Überprüfung der Abrechnungsdaten gleich III. 3. Sicherlich kann der Antragsgegner weiterhin "widersprechen", aber wenn die Ehe zerrüttet ist, ist sie zu scheiden, § 1565 Abs. 1 BGB. Kann das OLG die Sache nicht selbst abschließen, weil noch weitere Ermittlungen anzustellen, insbesondere Auskünfte zum Versorgungsausgleich einzuholen oder sonstige Folgen in den Verbund einzubeziehen sind oder einbezogen werden sollen, die dort nicht erledigt werden können, ist die Sache an das FamG zurückzuverweisen, zur Einholung neuer Daten etwa beim Versorgungsausgleich III. 3. Ist der Beschwerdeführer in dieser Form erfolgreich, trägt er in entsprechender Anwendung von § 113 Abs. 1 Satz 2 FamFG i.V.m. § 97 Abs. 2 ZPO die bis dahin entstandenen Kosten,
 weil die Entscheidung des FamG zutreffend war und das OLG nur deshalb zu einem anderen Ergebnis kommen musste, weil nun das Trennungsjahr abgelaufen ist; völlig eindeutig sind diese Ergebnisse allerdings nicht - setzt sich der Beschwerdeführer durch, weil das Amtsgericht die Voraussetzungen aus § 1565 Abs. 2 BGB  verkannt hat, ist er zu Recht erfolgreich, und dann wären die Kosten der Gegenseite aufzuerlegen. 
 Ob Beschwerde dagegen mit dem schlichten Hinweis auf die tatsächlichen Veränderungen (Trennungsjahr) für sich statthaft ist, erscheint zumindest zweifelhaft; denn die zweite Instanz ist nicht mehr "zweite Tatsacheninstanz", so dass sogar Zurückweisung nach § 522 Abs. 2 ZPO drohen könnte.
 Unternimmt das angerufene Familiengericht gar nichts und gibt dem Verfahren keinen Fortgang, bleibt der betroffene (andere) Ehegatte - und das ist besonders ärgerlich - praktisch schutzlos, soweit er nicht außerordentliche Beschwerde wegen greifbarer Gesetzeswidrigkeit einlegen oder sich mit Untätigkeitsbeschwerde
 wehren kann, denn § 58 Abs. 1 - und Abs. 2 - FamFG hilft ihm nicht weiter.
6. Eheaufhebung

Liegen die Voraussetzungen aus § 1314 BGB vor, kann der Antragsberechtigte, dazu § 1316 BGB, Eheaufhebung beantragen. Besondere Trennungszeiten sind für sie nicht vorgesehen. Verbundvorschriften gelten nicht, vgl. § 137 Abs. 1 FamFG. Diese Vorteile scheinen zumindest für den Antragsteller verlockend. Im Verlauf kann er zur Ehescheidung übergehen, wenn er nicht schon von vornherein Aufhebung der Ehe und ihre Scheidung im Verhältnis von Haupt- und Hilfsantrag verfolgt. Abrechnungsdaten für Zugewinn und Versorgungsausgleich bleiben ihm jedenfalls erhalten, vgl. im Übrigen § 126 FamFG. So lässt sich Zeit gewinnen. Auch die Folgen können für ihn durchaus angenehm sein, vgl. dazu § 1318 BGB.
III. Sachliche Folgen

1. Unterhalt

a. Mit den üblichen Billigkeitserwägungen, dazu § 1579 Nr. 1 BGB, ist nachehelicher Unterhalt "zu versagen, herabzusetzen oder zeitlich zu begrenzen", vgl. dazu § 1578 b BGB, wenn die Ehe von kurzer Dauer war, wobei auch die Zeit zu berücksichtigen ist, in der "der Berechtigte wegen der Pflege und der Erziehung eines gemeinschaftlichen Kindes nach § 1570 Unterhalt verlangen kann". Für die Dauer des Getrenntlebens gilt diese Bestimmung dagegen nicht. Maßgeblich werden die Eheschließung und die Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages,
 selbst wenn dieser "zu früh" gestellt ist,
 wobei die jeweiligen Gründe im Einzelnen allerdings bei der Abwägung nach Billigkeiten berücksichtigt werden können.
 § 242 BGB spielt deshalb keine eigene Rolle. VKH-Antrag reicht für sich nicht aus, dazu aber III.
 Weitere Vorgaben enthält § 1579 Nr. 1 BGB nicht, etwa durch feste Grenzen oder Zeiten, da "jeweils" die konkrete Lebenssituation der Ehegatten entscheidend wird und die Bewertung nach ihren Verhältnissen vorzunehmen ist.
 Ohne Bedeutung bleibt ihr tatsächliches Zusammenleben schon vor der Ehe, denn wesentlich ist ihr rechtsförmiger Bestand.
 Durchgängig wird "kurze Dauer" nach § 1579 Nr. 1 BGB in der Rspr. bei bis zu zwei Jahren Ehezeit angenommen, verneint dagegen bei über drei Jahren, so dass der "kritische Moment" zwischen diesen beiden Eckdaten liegen kann.
 Entscheidend wird aber die "tatsächliche Verflechtung der beiderseitigen Lebenssituationen der Ehegatten und einer daraus erwachsenden wirtschaftlichen Abhängigkeit des unterhaltsberechtigten Gatten, vor allem inwieweit die Ehegatten ihre Lebensposition in der Ehe bereits aufeinander eingestellt und in wechselseitiger Abhängigkeit auf ein gemeinsames Lebensziel ausgerichtet haben".
 Ist dies nicht der Fall, kann auch eine Ehe von bis zu fünf Jahren Bestand noch kurz sein.
 
b. § 1570 BGB spielt bei Scheidungsanträgen, die zu früh gestellt werden können, kaum eine Rolle. Zwar kann ein Ehegatte, der gemeinsame Kinder betreut, nach dieser Vorschrift ohne weitere Einschränkungen für 36 Monate nach der Geburt Unterhalt verlangen, aber die Vorgaben sind nicht verbindlich, sondern beweglich, vgl. § 1570 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 BGB. Altersphasenmodelle bisheriger oder neuer Art sind jedenfalls nicht vorgegeben.
 Ansprüche wegen Betreuungsunterhalt können nicht (zeitlich) befristet werden.
2. Zugewinnausgleich

Seit der Neufassung von §§ 1374 ff. BGB zum 1.9.2009 wird der Zugewinn jedes Ehegatten mit der Zustellung des Scheidungsantrages nicht nur (zunächst) berechnet, sondern auch in der Höhe festgelegt, so dass spätere Wertverluste unerheblich sind und die Forderung des anderen Ehegatten nicht mehr wie früher schmälern oder gänzlich entfallen lassen können, § 1384 BGB vs. § 1378 Abs. 2 BGB a.F.
 Nach wie vor entsteht der Anspruch allerdings erst mit der "Beendigung des Güterstandes", § 1378 Abs. 3 Satz 1 BGB, bei der Scheidung also mit Rechtskraft des dem Scheidungsantrag stattgebenden Beschlusses; von diesem Zeitpunkt an ist sie übertragbar und vererblich und (vor allem) zu verzinsen.
 Bei § 1579 Nr. 1 BGB konnten die weiteren Umstände bei der Einleitung des Verfahrens unter den dort vorgesehenen Billigkeitsgesichtspunkten berücksichtigt werden. Beim Zugewinnausgleich ist dieser Weg dagegen versperrt, denn § 1381 BGB sieht nur eine Beschränkung oder einen Ausschluss des Anspruchs vor, aber keine Erweiterung. Auch der Vorschlag, die Stichtage "wegen der verfrühten Antragstellung zu modifizieren",
 bleibt allgemein und ungenau, gibt aber - § 242 BGB - zumindest erste Hinweise.
 Denn ein Beteiligter, der treuwidrig und letztlich entgegen den gesetzl. Bestimmungen und in der Sache erfolgreich Abläufe in Gang setzt und Umstände herbeiführt, die den (anderen) Partner festlegen und ihm Nachteile zufügen, darf sich zumindest für die Folgen nicht auf sie berufen und eigene Vorteile für sich in Anspruch nehmen, ähnlich § 162 BGB.
  Im isolierten Verfahren, denn die Sache muss nicht im Verbund geführt werden, ist daher wie üblich Beweis zu erheben, vgl. ohnehin § 1379 Abs. 1 Nr. 1 BGB (Auskunft über das Trennungsvermögen). § 1384 BGB wird so "berichtigt". Maßgeblich ist (eben) nicht die Zustellung des Scheidungsantrages in der üblichen Form und nach den rechtlich vorgegebenen Regeln, sondern der Zeitpunkt, zu dem die Zustellung erstmals hätte erfolgen dürfen, also Trennung zzgl. ein Jahr, wenn nicht § 1565 Abs. 2 BGB erfüllt ist und der Antragsteller seinen Scheidungsantrag aus dieser Vorschrift herleiten kann. Leben die Gatten nach Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages längere Zeit wieder "wie Eheleute" zusammen, können sich die Daten in die andere Richtung verschieben,
 weil sich auch insoweit ein Beteiligter nicht zum Nachteil des anderen auf die von ihm (oder die gemeinsam) festgelegte Abrechnung beziehen kann, die durch die tatsächlichen Verhältnisse überholt ist.
 Verweist das OLG das Verfahren (Verbund) zurück ans Amtsgericht, weil inzwischen das Trennungsjahr abgelaufen ist, sind die Abrechnungsdaten dabei doch an die Wirklichkeit anzupassen, selbst wenn sie in dieser Form für die Ehescheidung keine Rolle spielen sollten, weil sie "ohne weiteres" erfolgt, so dass
- die Ehe geschieden werden kann,

- Zugewinn und Versorgungsausgleich also auf einen Tag bezogen sind, der der mündlichen Verhandlung unmittelbar vorausgeht.

3. Versorgungsausgleich

Für den Versorgungsausgleich, der bis auf die Fälle aus Art. 17 Abs. 3 EGBGB, Auslandsbezug, amtswegige Folgesache ist und damit stets im Verfahrensverbund betrieben und erledigt werden muss, ist § 3 Abs. 1 VersAusglG bestimmend. Für den Anfang der Berechnung wird der erste Tag des Monats maßgeblich, in dem die Beteiligten geheiratet haben, und für das Ende der letzte Tag des Monats, der der Zustellung des Scheidungsantrages vorausgeht. Wie sonst sind die Stichtage zu verschieben/anders anzusetzen, wenn der Antragsteller vorzeitig das Scheidungsverfahren bei Gericht eingeleitet und sich in der Beschwerdeinstanz nach Abweisung beim Amtsgericht durchgesetzt hat, § 242 BGB,
 Rechtsmissbrauch (§ 162 BGB). Deshalb ist der tatsächliche Trennungszeitpunkt (zzgl. ein Jahr) festzustellen; verweist das OLG zurück, weil eine eigene Entscheidung in der Sache (dort) nicht erfolgen kann, hat das FamG neue Auskünfte einzuholen bzw. erstmals die maßgeblichen Unterlagen anzufordern und dann die Verteilung vorzunehmen.

Ergebnisse
Bei vorzeitig gestelltem Scheidungsantrag kann der Antragsteller in der Beschwerdeinstanz immer noch erfolgreich sein und seine Vorstellungen durchsetzen, wenn er sie überhaupt - verfahrensrecht lich zulässig - erreicht. Abrechnungsdaten für Zugewinn und Versorgungsausgleich sind dabei zu "modifizieren", § 242 BGB, und auf den tatsächlichen Trennungszeitpunkt zzgl. ein Jahr zu beziehen (wenn nicht § 1565 Abs. 2 BGB eingreift), der also stets ermittelt werden muss, weil eine Partei aus dem eigenen, unredlichen Verhalten keine Vorteile zur Enttäuschung des anderen Beteiligten erzielen darf, aber auch nicht "bestraft werden" muss, gerade beim Versorgungsausgleich ohnehin fragwürdig. Beim Unterhalt entscheiden wie sonst "Billigkeitsgesichtspunkte", vgl. § 1579 Nr. 1 BGB.
� 	Nach Palandt/Brudermüller § 1565 BGB Rz. 9 mit Nachw. sind an die "unzumutbare Härte" strenge Anforderungen zu stellen, wobei zudem betont wird, nur so könne die Ehe in ausreichendem Maß geschützt werden, Art. 6 Abs. 1 GG; dabei geraten allerdings die persönlichen Handlungsfreiheiten der Beteiligten, Art. 2 Abs. 1 GG, schnell aus dem Blickfeld. 


� 	Palandt/Brudermüller § 1565 BGB Rz. 9 mit weiteren Nachw.


� 	Vgl. zum Ganzen schon den früheren Überblick bei Finger FuR 2008, 119 und FuR 2008, 229.


� 	Der Antrag auf Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe für die Scheidung kann nicht wegen Mutwilligkeit zurückgewiesen werden, wenn der Verdacht besteht, die Parteien seien durch eine Scheinehe verbunden; tritt die Antragstellerin Vorwürfen dieser Art entschieden entgegen, kann sie (schon gar) nicht darauf verwiesen werden, über die zuständige Verwaltungsbehörde die Aufhebung der Ehe erreichen zu wollen, OLG Hamm FamRB 2011, 134.


� 	Wichtig ist im Übrigen § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB mit der dort vorgesehenen Umkehr der Beweislast; für Vermögen, das ein Beteiligter nach der Trennung weggegeben hat, muss er im Einzelnen dartun und beweisen, dass er keine illoyale Vermögensverfügung vorgenommen hat, wenn sein Trennungsvermögen höher ist als sein im üblichen Wege berechnetes und bewertetes Vermögen am Ende der Ehezeit, § 1375 Abs. 1 BGB, zu sonstigen "Strategien" in diesem Zusammenhang Kogel Strategien beim Zugewinnausgleich 3. Aufl. 2009 Rz. 211, insbesondere mit der Empfehlung, die Aussetzung des Verfahrens unmittelbar nach der Antragstellung zu beantragen (aber auch mit dem Hinweis, dass der "Weg des § 1565 Abs. 2 BGB vor Ablauf der Jahresfrist .. tückisch" ist, Rz. 213 a.E.). Eine nach Ehezeitende und vor der Entscheidung des Gerichts über den Versorgungsausgleich gekündigte und ausgezahlte Lebensversicherung, die ursprünglich dem Versorgungsausgleich unterfallen wäre, ist nicht im Wege der internen Verteilung auszugleichen; doch sind die korrespondierenden Kapitalwerte im Rahmen der Billigkeitsentscheidung nach § 27 VersAusglG (der Ehefrau) mit den auf Seiten des Ehemannes vorhandenen Anrechten zu verrechnen, OLG Brandenburg FamRB 2011, 138.


� 	Mit wesentlichen Veränderungen seit dem 1.9.2009, weil zu diesem frühen Zeitpunkt nicht nur wie früher abgerechnet wird, dazu § 1378 Abs. 2 BGB a.F., so dass weitere Entwicklungen bis zur Auflösung des Güterstandes die Ausgleichsforderung beeinflussen bzw. gänzlich entfallen lassen konnten, sondern der Anspruch in der Sache schon festgelegt ist und bleibt, zum Stand der Dinge Finger JR 2010, 369. - Für den güterrechtl. Ausgleich wird die Zustellung des Scheidungsantrages maßgeblich, während beim Ausgleich der Versorgungsanwartschaften der letzte Tag des Monats entscheidend ist, der der Zustellung vorausgeht - das lässt sich nutzen, dazu Kogel (Fn. 5) Rz. 631 bis 633, der ein Beispiel erwähnt, das nach seiner Ansicht "kaum zu lösen" ist, wobei er selbst allerdings inzwischen auf § 1375 Abs. 2 Nr. 3 BGB in seiner veränderten Form Bezug nimmt: Zum Zeitpunkt für die Berechnung des Versorgungsausgleichs (letzter Tag des Monats, der der Zustellung des Scheidungsantrages vorausgeht) besteht bzw. bestand noch keine Versicherung auf Rentenbasis, da zu diesem Zeitpunkt der Versicherungsnehmer sein Wahlrecht aus einer Kapitallebensversicherung noch nicht ausgeübt hat, aber bei Zustellung der Amtragschrift ist das Versicherungsverhältnis nach entsprechender Erklärung von ihm umgewandelt in eine Rentenversicherung, so dass weder für den Versorgungs-  noch für den Zugewinnausgleich zurechenbare Werte "vorhanden wären", nun aber § 1375 Abs. 2 Nr. 3 BGB, früher allein §§ 242 BGB oder § 162 BGB. Im Versorgungsausgleich sind andererseits auch "solche Versorgungsanrechte" zu verteilen, die mit Mitteln aus dem Anfangsvermögen eines Ehegatten nach Beginn der Ehe begründet worden sind; dann kommt auch kein Ausschluss wegen "Unbilligkeit" in Betracht, BGH FamRB 2011, 169. Befugnisse aus einer Rentenlebensversicherung mit Kapitalwahlrecht, die zur Kreditsicherung bei einer Baufinanzierung an den Kreditgeber abgetreten sind, unterliegen dem Versorgungsausgleich, BGH NJW 2011, 1671.


� 	Eine nach Ehezeitende und vor der Entscheidung des Gerichts über den Versorgungsausgleich gekündigte und ausgezahlte Lebensversicherung, die sonst dem Versorgungsausgleich unterfallen wäre, ist nicht durch interne Teilung auszugleichen, aber sie sind im Rahmen der in § 27 VersAusglG vorgesehenen Billigkeitsentscheidung mit ihren korrespondierenden Kapitalwerten mit vorhandenen Anrechten des anderen Ehegatten zu verrechnen (Lebensversicherung vs. gesetzliche Rentenversicherung), dazu OLG Brandenburg FamRB 2011, 138; Beispiel Kogel (Fn. 5).


� 	§ 127 Abs. 1 FamFG - Amtsermittlung für eheerhaltene Tatsachen - spielt dabei keine Rolle.


� 	Bei § 1570 BGB kommt nämlich eine zeitliche Befristung des Unterhalts nicht in Betracht, vgl. dazu sonst § 1578 b BGB.


� 	OLG Stuttgart FamRZ 2002, 239.


� 	Etwa die Kinder der Eheleute, die zu den tatsächlichen Verhältnissen in der Ehe oft klare Angaben aus eigener Anschauung liefern können.


� 	Dazu auch Ditzen FamRZ 1988, 2010.


� 	Palandt/Brudermüller § 1565 BGB Rz. 13; OLG Dresden FPR 2002, 464 und OLG Köln FamRZ 2004, 1117.


� 	Versöhnung ist doch auch dann möglich, wenn der Scheidungsantrag abgewiesen wird; dann haben die Eheleute bis zum Ablauf des Trennungsjahres ausreichend Zeit, ohne dass einer von ihnen - der Antragsgegner - von vornherein und selbstverständlich herbe Verluste hinnehmen muss.


� 	Vgl. zum Ganzen auch Handbuch/ FA-Familienrecht 7. Aufl. 2009/von Heintschel-Heinegg 2. Kap. Rz. 72 mit Nachw.


� 	Dazu Palandt/Brudermüller § 1565 BGB Rz. 13; tatsächlich bilden der jeweilige Antrag und der zugrunde gelegte Sachverhalt den Streitgegenstand, so dass nicht etwa ein einheitliches Verfahren vorliegt, zusammengesetzt aus beiden Anträgen mit ihren jeweiligen tatsächlichen Bezügen.


� 	Gegenantrag im Scheidungsverfahren kann nur gestellt werden, solange der Scheidungsantrag noch rechtshängig ist, KG, FamRZ 2011, 657. Ist der Antragsgegner entgegen § 114 Abs. 1 FamFG in erster Instanz nicht anwaltlich vertreten, kann er auch nicht zur Hauptsache verhandeln mit der Folge, dass die andere Seite noch nach Erlass des Scheidungsbeschlusses und bis zum Eintritt der Rechtskraft in der Beschwerdeinstanz den Scheidungsantrag ohne Einwilligung des Beschwerdegegners zurücknehmen kann; dann hat das Beschwerdegericht (nur) auszusprechen, dass die Entscheidung des Amtsgerichts insgesamt wirkungslos ist, das die Scheidung der Ehe ausgesprochen und den Versorgungsausgleich geregelt hat, OLG Köln NJW-RR 2011, 509.


� 	Dazu Palandt/Brudermüller § 1384 BGB Rz. 5 mit Nachw. (und weiteren Varianten); deshalb kann eigene Antragstellung auch noch im laufenden Verfahren und nach längerer Zeit zweckmäßig sein, denn sie ist dann nicht (geradezu) als Aufforderung an die Gegenseite zu verstehen, ihrerseits den Antrag zurückzunehmen.


� 	Gesichtspunkt des Rechtsmissbrauchs, BGH NJW 1997, 1007; OLG Brandenburg FamRZ 2000, 1417; OLG Hamm MDR 2000, 456; Kraus FamRZ 2002, 1386 und Kogel FPR 2007, 247; zum Ganzen Handbuch FA-Familienrecht/von Heintschel-Heinegg (Fn. 15) 2. Kap. Rz. 72, zu weiteren Einzelheiten III.


� 	Palandt/Brudermüller § 1565 BGB Rz. 13; BGH NJW 1997, 1007; OLG Hamm MDR 2000, 456.


� 	Palandt/Brudermüller § 1565 BGB Rz. 13.


� 	Soweit ersichtlich, fehlen zu dieser Frage oberlandesgerichtl. Entscheidungen oder eine Stellungnahme des BGH; um auf der sicheren Seite zu sein, sollte der Antragsteller in erster Instanz auf jeden Fall ausreichend und umfangreich zu § 1565 Abs. 2 BGB vortragen und die Beschwerde aber damit begründen, der amtsgerichtliche Beschluss sei falsch und verletze die gesetzlichen Bestimmungen (§ 1565 Abs. 2 BGB), denn dann hat das Oberlandesgericht, wenn die Trennungsfrist abgelaufen ist, keine weiteren Ermittlungen zu dieser Vorschrift anzustellen (oder etwa Beweise zu erheben), Palandt/ Brudermüller § 1565 BGB Rz. 13.


� 	Zur Statthaftigkeit der Untätigkeitsbeschwerde - sie ist weiterhin umstritten - OLG Schleswig BeckRS 2011, 06214; weitere Nachw. bei BSG BeckRS 2010, 66499 und OLG Köln BeckRS 2009, 24694. Der Entwurf eines Gesetzes über den Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsverfahren v. 17.11.2010, dazu BT-Drucks. 17/2802, sieht vor, dass einem Verfahrensbeteiligten materielle und immaterielle Schäden zu erstatten sind, wenn ein Verfahren zu seinen Lasten "unangemessen" verzögert wird, wobei dies gegenüber dem Gericht zu rügen ist, aber eine eigene Beschwerde soll nach wie vor nicht bereitstehen, zur Rspr. des EuGH (überlange Dauer des Verfahrens) NJW 2006, 2389 und NJW 2007, 1259, zu § 839 BGB (Amtshaftung) BGH, JZ 2011, 471 mit Anm. Zuck.


� 	Palandt/Brudermüller § 1579 BGB Rz. 6.


� 	Palandt/Brudermüller § 1579 BGB Rz. 6.


� 	OLG Köln FamRZ 1985, 1046.


� 	Palandt/Brudermüller § 1579 BGB Rz. 6 und OLG Schleswig FamRZ 2003, 763; anders Johannsen/Henrich/Büttner Familienrecht (Scheidung - Unterhalt - Verfahren) 5. Aufl. 2010 § 1579 BGB Rz. 4.


� 	Palandt/Brudermüller § 1579 BGB Rz. 7 unter Bezug auf BT-Drucks. 16/1830, S. 20.


� 	Palandt/Brudermüller § 1579 BGB Rz. 7.


� 	Nachw. bei Palandt/Brudermüller § 1579 BGB Rz. 7.


� 	BGH FamRZ 1981, 180 und Palandt/Brudermüller § 1579 BGB Rz. 7 mit weiteren Nachw.


� 	BGH FamRZ 1995, 1405 und BGH NJW 1999, 1547.


� 	Dazu vor allem BGH FamRZ 2009, 770 und Nachw. bei Palandt/Brudermüller § 1570 BGB Rz. 12 und 13.


� 	Dazu schon (kurz) II. 1; Finger JR 2010, 369.


� 	Dies ist bei der Antragstellung zu berücksichtigen und in der gerichtl. Entscheidung so auszusprechen und vererblich und übertragbar, § 1378 Abs. 3 Satz 1 BGB. 


� 	Handbuch FA/von Heintschel-Heinegg (Fn. 15) 2. Kap. Rz. 72.


� 	Schon Kraus FamRZ 2002, 1386 hat sich "verbindlichere Vorgaben" gewünscht; sie liefert aber auch BGH NJW 1997, 1007 nicht in dieser Form.


� 	So für den Unterhalt nach § 1579 Abs. 1 BGB Johannsen/Henrich/Büttner (Fn. 27), § 1579 BGB Rz. 4: Maßgeblich ist der tatsächliche Trennungszeitpunkt zuzüglich ein Jahr, Rechtsgedanke § 162 BGB, und diese Überlegungen lassen sich auch für Zugewinn und Versorgungsausgleich nutzen.


� 	Zum Versorgungsausgleich dabei Borth 4. Aufl. 2008 1. Kap. Rz. 75 mit Nachw. Nehmen  Eheleute nach einer Trennung die eheliche Gemeinschaft wieder auf, verliert ein bestehender Titel über Trennungsunterhalt seine Wirkung, denn die Forderungen sind durch Ansprüche auf Familienunterhalt nach §§ 1360, 1360 a BGB abgelöst; bei einer späteren Trennung ist erneut zu rechnen, wobei die Lebensverhältnisse zu diesem Zeitpunkt maßgeblich werden, dazu OLG Hamm NJW-Spezial 2011, 228.


� 	Vgl. dazu auch BGH NJW 1997, 1007 und Borth (Fn. 39) 1. Kap. Rz. 80.


� 	So schon für den Unterhalt Johannsen/Henrich/Büttner (Fn. 27) § 1579 BGB Rz. 4.


� 	Borth (Fn. 39) 1. Kap. Rz. 80 will sogar den letzten Tag des Monats zugrunde legen, der der abschließenden Verhandlung vor dem OLG vorausgeht, um ein "eindeutiges Bestimmungsmerkmal zu haben, aufgrund dieses (sc.: der  Verhandlung) das Scheitern der Ehe bindend festgestellt wird".





